




Volke legitimierte, aber entschlossene Minderheitsgruppe, die 
eine „akut revolutionäre Situation" im Sinne Leninscher Stra­
tegie ausnutzen zu können glaubte. 

Der Raub der „Republica", die Beschlagnahme des katholischen 
Rundfunksenders, der einseitige Mißbrauch der Informationsmittel 
und die Mißachtung des Wänlerwillens in der gesamten Politik 
hatte nicht nur den Auszug der starksten Parteien, der Sozialisten 
und der Volksdemokraten, aus der ohnehin weitgehend machtlosen 
Regierung zur Folge. Riesige Massenkundgebungen für Demo­
kratie und gegen jede Diktatur waren fast taglich auf den Straßen 
Lissabons und anderer Städte lautstark zu hören. Die aus zahl­
reichen Städten Nordportugals gemeldeten Gewalttaten und 
Brandstiftungen an kommun istischen Parteibüros stellen eine an 
sich bedauerliche Reaktion erbitterter, vorwiegend katholischer 
Bevölkerungsteile dar - bedauerlich auch deshalb, weil sich bis 
dahin die revolutionären Ereignisse fast ohne Blutvergießen ab­
gespielt hatten. Es ist nicht auszuschließen, daß sich unter die 
antikommunistischen Demonstranten auch Anhänger des gestürz­
ten Regimes und Gegner der demokratischen Bewegung gemischt 
haben. 
Die Militärs in der „Bewegung der St reitkräfte" , ohne einheit­
liches politisches Konzept, ohne politische Erfahrung, manche von 
ihnen im Schlepptau der Kommunisten, zeigten sich lange Zeit 
hilf- und tatenlos. Das beim Beginn der revolutionären Ereignisse 
so berauschende Gefühl der Macht reichte nicht aus, eine kon­
struktive Politik zu entwickeln. Die Illusion von der Schaffung 
einer „ Räteherrschaft " , wie sie von linksextremen Sekten gepre­
digt wurde, dürfte, nicht zuletzt durch die auf den Straßen in 
rastischer Weise durch die Bevölkerung ausgedrückte Ablehnung 

... nd die außerparlamentarische Aktivität der polit ischen Parteien 
verflogen sein. 
Die jüngsten Ereign isse zeigen, daß die portugiesische Revolution 
zur Zeit in einem Klärungsprozeß begriffen ist. Der neue Regie­
rungschef Azevedo, der den kommunistenfreundlichen Goncalves, 
abgelöst hat, nannte als höchstes Programmziel „Frieden, Ord­
nung und Ruhe". Er sagte, daß sich Portugal ohne die politischen 
Parteien nicht führen läßt und sucht eine neue Plattform für eine 
solide Regierungsarbeit. Die Parteien, bisher Träger der poli­
tischen Willensbildung fast völlig ausgeschaltet, verlangen im Hin­
blick auf ihre Regierungsbeteiligung einige Garantien, so u. a. die 
Wiederherstellung der demokratischen Grundfreiheiten, einen stär­
keren Anteil von zivilen Ministern in der neuen Regierung, Wahl 
eines Gesetzgebenden Parlaments, Rückgabe der Zeitung „Re­
publica" und des beschlagnahmten Rundfunksenders „Renascen-. 
ca". 
Cunhals Kommunisten , in ihrer vergangenen politischen Strategie 
von anderen kommun istischen Parteien , z. B. von der KP Italiens 
kritisiert und neuerdings von den französischen Kommunisten un­
terstützt, führen einen politischen Zickzack-Kurs vor. Nachdem 
ihre Absicht, sich als Splittergruppe auf kaltem Wege die Macht 
zu erschleichen, nicht durchzuführen war, setzten sie auf eine 
„Einheitsfront der linken Kräfte" und schlossen ein Bündnis mit 
den in Portugal zahlreichen ultralinken Grüppchen, die äußerst 
aktiv sind , aber zahlenmäßig nicht ins Gewicht fallen. Nachdem 

ieses Bündn is der fe indlichen Brüder nach kürzester Zeit wieder\ 
. 1 ihren ideologischen und taktischen Gegensätzen gescheitert 

·-und auseinandergefallen war, setzt Cunhal nun auf das Pferd 
„Volksfrontpolitik" und regt eine Koal ition mit den Sozialisten an 
die er eben noch als „Sozialdemokraten" beschimpft hat. Bei de~ 
neuen Regierungsbildung möchte er um keinen Preis den An-
schluß verpassen. • 
Daß in der Bewegung der -Streitkräfte ein Klärungs- und Lern­
prozeß vor sich gegangen ist und sich große und einflußreiche 
Gruppen zu einer gemäßigten und realistischen Politik durchge­
rungen haben, ist durch die letzten Ereignisse offensichtlich ge­
worden. 
So zeigt sich in Portugal nach langer Ungewißheit ein „Silberstreif 
am Horizont". Ob die gegenwärtige Entwicklung schließlich in 
eine freiheitliche Demokratie einmündet, ist noch nicht mit Ge­
wißheit zu sagen. Unsere Sympathie und Solidarität gilt allen ak­
tiyen _demokratischen Kräften in diesem schwer geprüften Lande, 
die bisher alles getan haben, um eine neue Diktatur abzuwehren. 

Oskar Holewa 

Der Terror der Straße 
Die „Monitor-Sendung" geg,en die Frankfurter Polizei 
von Dr. Karl Kindermann 

Fr~nkfurt un~ Heid.elberg spielen in der bewegten deutschen 
Ge1stesgesch1chte eine bedeutende Rolle. In der Main-Metropole 

sind es vor allem die Namen von Goethe und Schoppenhauer, in 
Heidelberg wirkten die führenden Vertreter der Romantik und der 
fröhliche Liedersänger Viktor von Scheffel. Was heute aber in die­
sen beiden Städten immer wieder sich ereignet, kann nur dazu 
beitragen, die staatliche Autorität zu untergraben. In Frankfurt 
„arbeiteten " bis zu ihrer Verhaftung im Jahre 1972, Mitglieder der 
Baade~-Meinhof-Bande, in Heidelberg wurde von den gleichen 
Verbr.e·chern ein Anschlag auf völlig unbeteiligte Amerikaner ver­
übt, der mehrere Opfer forderte. 
Es fst kaum glaubl ich, daß es immer wieder gebildete Menschen 
gibt, welche diese Verbrechen entschuldigen. So benutzte ein 
Pfarrer in Klosterreichenbach bei Freudenstadt seine Predigt dazu, 
die Baader-Meinhof-Bande in Schutz zu nehmen. Dies führte zu 
einem lauten Auftritt in der Kirche. Ein humanistisch gebildeter' 
Mann sagte mir letzte Woche: ,,Die Terroristen haben zwar Banken 
überfallen, aber das Geld nicht für sich, sondern für die Herstel­
lung von Flugblättern verwendet. Und im Übrigen muß man ihnen 
erst einmal vor Gericht nachweisen, daß sie Verbrechen begangen 
haben ... " 
Zu diesen von dem überwiegenden Teil der deutschen Bevölke­
rung übereinstimmend verurteilten Straftaten kommt seit einiger 
Zeit eine neue Form des Terrors hinzu. Es ist das Bestreben mit 
Hilfe von Demonstrationen in Großstädten mehrere Absichten zu 
erreichen: Der Bürger soll unsicher werden, sein Vertrauen zur 
staatlichen Ordnung verlieren und gleichzeitig der Polizei voller 
Vorurteile gegenüberstehen. So war es neulich in Heidelberg, wo 
in einer für die Gegenwart ty·pischen Weise große Scharen meist 
jugendlicher Demonstranten durch Hetzreden vor allem auswärti­
ger Rädelsführer, die niemand genauer kannte, zu Tätlichkeiten 
gegen die Polizei aufgerufen wurden. Man bombardierte die Po­
lizisten mit Steinen, Flaschen, Eisenstücken und verletzten eine An­
zahl von ihnen nicht unerheblich. Auch hier gab es Leute, welche 
diese Ausschreitungen noch verteidigten. Was konnte in einem 
solchen Fall, der für die Ordnungskräfte lebensbedrohend war, 
anders zu erwarten sein als ein rücksichtsloses Vorgehen, bei dem 
auch zufäll ig in die Schußlinie geratene Passanten etwas abbe­
kamen. 

II 
Frankfurt am Main gilt heute als die Stadt mit der größten Krimi­
nalität und den meisten Demonstrationen in der Bundesrepublik. 
Die Polizei unter der Leitung ihres der SPD nahestehenden Poli­
zeipräsidenten Knut Müller hat Tag und Nacht alle Hände voll zu 
tun, um die zahlreichen Delikte zu behandeln. Es handelt sich, wie 
die Unterhaltung mit diesen in schwerem Einsatz stehenden Be­
amten zeigt, um freundliche, gutmütige Menschen, von denen viele 
Familienväter sind. Sie müssen sich oft genug wüste Anpöbeleien 
gefallen lassen. So erlebte ich im Mai eine große Demonstration 
linksextremer Kreise, die aus der ganzen Bundesrepublik zu­
sammengekommen waren. Redner, die ihrer Sprache nach gar 
nicht von Frankfurt sein konnten , griffen in aufreizender Weise 
die Bundesregierung an, wobei einer sogar die Polizeimörder von 
Köln feierte. Die Stimmung war mehr als bedrohlich, aber die· nur 
spärlich verteilte Polizei wahrte die Ruhe, und so blieb von der 
Massenkundgebung des Verbandes der Verfolgten des Nazire­
gimes, der bekanntlich unter kommunistischer Führung steht, aus­
ser einer Masse Flugblätter keine weitere Erinnerung. Man spürte 
aber den Haß gegen die Polizei deutlich. 
In den letzten Julitagen fand wieder eine Demonstration statt. Die­
ses Mal benutzten die Rädelsführer Kinder. Es kam zu Ausein­
andersetzungen mit der Polizei, die dabei gezwungen wurde, vo,n 
ihren Abwehrmitteln Gebrauch zu machen. Dabei wurde, wie aus 
den Berichten hervorgeht, ein Tränengas verwendet, das unter 
dem Namen „Chemical Mace" bekannt ist. Die Auffassungen über 
die Schädl ichkeit dieser Sprühmasse sind sehr unterschiedlich. 
Manche Cilaß es keine weitere Wirkung besitzt, manche be­
zeichnen es als giftig. Wenige Tage später brachte der Fernseh­
journalist Christoph Marie Fröhder in der Sendung „ Monitor" des 
ARD ein.en Bericht mit Bildern. Diese Reportage enthielt schwere 
Verunglimpfungen der Frankfurter Polizei und erregte großes 
Aufsehe_i;1 ·u~.ter der Bevölkerung. Es wurde in Leserbiefen an die 
Frankfurter ~resse darauf hingewiesen, daß das Fernsehen schon 
l~ngere Zeit se_hr nachgelassen habe, eine Feststellung, die man 
nicht ohne Weiteres bestreiten kann, denn abgesehen von der 
schl~cht~n Wirkung vieler Krimi 's werden immer mehr „Komödien" 
ausland1schen ~rspru~gs gezeigt, die vielleicht geistreich, aber 
ebenso unmoralisch sind. Weltbekannte klassische Schöpfungen 
sieht man außerordentlich wenig. 
~er Berichterstatter der „Monitor-Sendung" hat Ende der sech­
z1g~r ~ahre einmal eine Auseinandersetzung mit der Frankfurter 
Polizei ge_habt. Das Verfahren wurde aber dann eingestellt. Man 
h~t den Eindruck, als ob der obscure Fernsehjournal ist sich durch 
die Sendung vom 29. Juli rächen wollte. Er ließ kein gutes Haar 
a~ der Polizei und verdammte sie in Bausch und Bogen. 
Mit vollem Recht hat der Polizeipräsident seine Beamten in Schutz 
genommen und eine böswillige Manipulation genannt, was als 



angeblicher Tatsachenbericht vorgeführt wurde. Die Absicht solcher 
Attacken aus den Kreisen linksgerichteter Fernsehleute ist klar: 
Man will den Bürger verunsichern und gegen die Polizei, d. h. ge­
gen die demokratische Staatsordnung aufhetzen. Bei der unge­
heuren Wirkung. die das Fernsehen auf unkritische Gemüter aus­
übt, ist das nicht ungefährlich. Obwohl alle Parteien einmütig diese 
Invektive der „Monitor"-Redaktion ablehnten, kam es doch zu einer 
Art Sympathiekundgebung für Fröhder. Es waren Kreise der Jung­
sozialisten, die sich auf die Seite des „Monitors" stellten. Dagegen 
verurteilten zahlreiche Frankfurter Bürger in Leserbriefen die gan­
ze Aktion einhellig. 
Bekanntlich ist die Frankfurter Polizei Landespolizei. Der Dienst­
herr des Polizeipräsidenten ist also nicht der Frankfurter Magistrat, 
sondern der hessische Innenminister. Er hat eine Untersuchung 
über die Vorfälle angeordnet und sich ausführlichen Bericht er­
statten lassen. Von einer Amtsenthebung, wie sie die linksradi­
kalen fordern, kann natürlich nicht die Rede sein. Der Polizeiprär 
sident erklärte, jeder neutr:ale Zuschauer werde sich wohl darüber• 
klar gewesen sein, daß er nicht die geringste Chance erhalten 
habe, auch nur auf eine der als Tatsachen aufgestellten Beschul­
digungen im Fernsehen einzugehen. Der Präsident hatte eigens 
aus seinem Urlaub zurückkehren müssen, um die Verzerrungen 
klarzustellen. Es wurde erwiesen, daß sich einzelne Demonstran­
ten in einer Schlägerei mit der Polizei verwickelt hatten. 

In seiner Entgegnung auf die Angriffe und Verleumdungen der 
„Monitor"-Sendung erklärte der Präsident außerdem, daß er sich 
vorbehalte, rechtliche Schritte gegen die Verbreiter der Verleum­
dungen zu ergreifen. 

III. 

Es ist unnötig, besonders darauf hinzuweisen, daß der Terror auf 
den Straßen, wie es das Beispiel Frankfurts zeigt, die staatlichen 
Behörden zu Überlegungen zwingen muß. Noch sind wir nicht so 
weit wie in Argentinien, wo linksradikale Elemente kaltblütig ein 
Polizeipräsidium überfallen und fünf Beamte ermorden, aber wir 
nähern uns sehr einer immer größer werdenden Verwilderung· 
des öffentlichen Lebens. Hier geht die Sache weder die Justiz noch 
die Polizei unmittelbar an, auch wenn sie mit der Untersuchung 
und juristischen Ahndung solcher Fälle zu tun hat. Es wäre Sache 
der Bundesregierung und der Länder, der Polizei mehr Befug­
nisse zu gewähren, welche das Leben und die Gesundheit der 
Beamten wirksamer schützen. Nicht umsonst sagt man im Volke, 
der Polizeibeamte müsse sich zuerst schwer verletzen oder gar 
totschießen lassen, ehe er etwas zu seinem Schutz unternehmen 
darf. Hinter dieser Ironie steckt eine bittere Wahrheit. 
Es ist längst bekannt, daß die extremen Gruppen auch mit dem 
Ausland enge Verbindungen unterhalten. Darum wird man das 
kürzlich getroffene Abkommen einer Zusammenarbeit zwischen 
deutschen und französischen Stellen bei der Bekämpfung des 
Terrorismus nur begrüßen können. Es ist ein erster Schritt einer 
globalen Bekämpfung dieser besonders schweren Art von Krimi­
nalität. Ein Sympathisant des Terrors wie Fröhder macht sich mit­
schuldig, wenn er wahrheitswidrig in der Bevölkerung Stimmung 
für die Ausschreitungen zu machen sucht. Wir werden auch in Zu­
kunft ähnliche Straßenszenen erleben, die dann von pflichtverges­
senen Journalisten oder von Anwälten, die mit den Terroristen in 
ihrer Haltung gegen den Staat übereinstimmen, zum Anlaß wü­
tender Invektiven genommen werden. Muß sich erst das Drama 
von Stockholm auf deutschem Boden wiederholen, ehe mit wirklich 
scharfen Maßnahmen gegen d'ese Verbrecher vorgegangen wird? 
Das „Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold", ein Bund aktiver Demo­
kraten, stellt sich voll und ganz hinter den Polizeipräsidenten Kurt 
Müller und die Frankfurter Polizei. Es verurteilt ebenso sehr die 
maßlosen Angriffe des „Monitor" wie die Ausführungen eines Mit­
arbeiters des „Süddeutschen Rundfunks", der vor einigen Wo­
chen in der „Chronik" an einem Samstagabend den Versuch un­
ternahm, für die linksradikalen um Verständnis zu werben . Solche 
Meinungsmanipulanten gehören nicht in den Dienst an der Öffent­
lichkeit. Es spielt dabei keine Rolle, ob sie ihre persönliche Ansicht 
oder die ihres Vorgesetzten vortragen. Sie handeln im staatsfeind­
lichen Sinne. 

Es gehört keine prophetische Gabe dazu, um aus den Frankfurter 
Vorgängen den einzig möglichen Schluß zu ziehen, daß die 

,,Systemveränderer" aller Richtungen und Schattierungen eine Ge­
neralprobe anstreben, bei der sie ihre Überlegenheit unter Beweis 
stellen wollen. Dabei kommt es ihnen keineswegs darauf an, im 
Einsatz befindliche Polizeibeamte in brutalster Weise zu traktieren. 
Wir sind der Meinung, daß in einem solchen Fall, wo es um Leben 
und Gesundheit eines Menschen geht, der seine Pflicht erfüllt, 
die Polizei auch mit körperlichen Gewaltmitteln vorgehen muß. Die 
deutsche Öffentlichkeit wird - das beweisen die zahlreichen Leser-­
briefe aus Frankfurt - immer die Partei für die Vertreter der Ord­
nung und Sicherheit ergreifen. Dieses Bewußtsein sollte der Bun„ 

desregierung und den Ländern die moralische Kraft geben, ohne 
Rücksicht auf die Chaoten alles zu tun, um den bereits sehr fort­
geschrittenen Anfängen zu wehren! 

Anmerkung der Redaktion: 
Auf der am 20. September 1975 in der „Stalburg" in Frankfurt am 
Main, _ßlauburgstraße 80, stattfindenden Mitgliederversammlung. 
unseres Frankfurter Ortsvereins wird Polizeipräsident Knut Müller 
zu dem Thema „Monitor-Kritik . gegen Frankfurter Polizei" spre­
chen. Wir erwarten einen zahlreichen Besuch. Gäste sind will­
kommen! (Beginn 15.00 Uhr). 

Buchbesprechungen 
Hitlers Spanienpolitik 

Der greise Franzisco Franco wird heute bei den Ereignissen in 
Portugal sicher oft an die Jahre 1936 bis 1940 denken, in denen 
die Iberische Halbinsel schon einmal von kommunistischer Seite 
bedroht war. Er hatte lange gezögert, im aufgewühlten Spanien 
einen Entscheidungskampf zu beginnen, zumal er mit England 
und Frankreich rechnen mußte, die auf Spanien jederzeit einen 
Druck ausüben konnten. So kam ihm das Angebot Hitlers, die na­
tionale Sache Spaniens militärisch zu unterstützen, äußerst gele­
gen. Hitler selbst hat nach allem, was wir heute wissen, Spanien. 
zum mindesten in den Jahren vor dem zweiten Weltkrieg als eine-<se-, 
wichtigen Außenposten der nationalsozialistischen Politik betracf.. un 
tet. Er war sich mit Franco darin einig, daß der Kommunismus die 
größte Gefahr für eine ruhige Entwicklung der westlichen Welt 
war. Förderte er daher Spaniens Kampf gegen die extreme Linke, 
so glaubte er, zwei Ziele auf einmal zu erreichen: Er stärkte eine 
antikommunistische Bewegung und verhinderte gleichzeitig eine 
größere Einflußnahme der Westmächte auf Spanien. 
Das neue Buch von Hans-Heinrich Abendroth „Hitler in der spa­
nischen Arena" schließt eine bisher vom Historiker oft empfundene 
Lücke. Es zeigt Franco als einen schlauen Taktiker, der sich immer 
nach den jeweiligen politischen Verhältnissen richtete und nur so 
lange Hitler ein gewisses Vertrauen entgegenbrachte, als dessen 
Stern noch leuchtete. Im Jahre 1940 machten sich die ersten An­
zeichen einer Wende des Kriegsglücks bemerkbar. Franco zögerte 
nicht, sich Churchill zu nähern, erreichte aber sein Ziel nicht. Im­
merhin blieb er nach Kriegsende von Seiten der siegreichen Alli­
ierten ungeschoren, wenn man ihm auch verargte, daß er über­
haupt einmal mit Hitler zusammengearbeitet hatte. 
Alle diese wechselnden Phasen der Franco-Politik hat der Ver­
fasser mit einer bewundernswerten Akribie zusammengestellt und 
so ein lebendiges Bild der politischen Vorgänge auf der Iberischen 
Halbinsel entworfen. Man wird so die heutige Alterspolitik Francos 
besser beurteilen können. Er glaubt, die Vorgänge in Portugal 
rechtfertigen alle Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung seiner 
absoluten Herrschaft ergriffen werden. Das mag bis zu seinem 
Tode angehen, aber es ist sicher, daß diese „konservative" Politk'Jen, 
sich überlebt hat. Wird nicht nach dem Tode des Caudillo aw. ~ 
dort die Saat der Revolution aufgehen, die er so lange erfolgreicfi r 

bekämpfte? 
Hans Heinrich Abendroth, Hitler in der spanischen Arena. 
441 S., kart. 29,80 DM, Verlag Ferdinand Schöningh, Paderborn. 

Der sowjetische Geheimdi,enst 

In der internationalen Politik gibt es heute drei negative Erschei­
nungen, welche mehr oder weniger den Regierungen Sorge berei­
ten. An erster Stelle sind diejenigen Länder zu nennen, welche 
eine künstlich heraufbeschworene Krisensituation erleben, die je­
derzeit über die Grenzen des betreffenden Landes hinaus den 
Friede~. stären können. Cypern, Portugal und andere Staaten sind 
beredete Beispiele. An zweiter Stelle fungiert der internationale 
Terrorismus, den man in der Bundesrepublik leider zur Genüge 
kennt. langfristig gesehen steht an dritter Stelle die messianische 
Bemühung des Kommunismus, eine Weltunion kommunistischer 
Staaten zu gründen. Es handelt sich hierbei sowohl um ein Macht­
streben wie um eine Glaubenssache. Da die westliche und die 
dritte Welt hierbei stets in der Defensive sich befinden, ist der 
Erfolg der Abwehr solcher Bestrebungen keineswegs befriedigend. 
Vor allem hat die Sowjetunion seit den Tagen Lenins das Ziel 
der Umgestaltung der Welt in ihrem Sinn immer verfolgt. Man muß 
zugestehen, daß sie direkt oder indirekt dabei auf ihre Kosten kam. 
Zu Stalins Zeiten waren Entführungen missliebiger Gegner eine 
ganz gewöhnliche Sache. Die Methoden sind inzwischen verfeinert 
worden. Man sieht es am Beispiel Soltschenizyns, der nicht nur 
ausreisen durfte, sondern - bisher wenigstens - öffentlich eine 
schonungslose Kritik an den Methoden und Verhältnissen der Sow-



jetunion vortragen durfte. Das alles wäre unter Stalin einfach un­
denkbar gewesen. 
Der Kreml verfügt wohl über die beste Geheimpolizei der Welt. 
Insofern haben diejenigen recht, welche behaupten, daß die kom­
munistischen Länder reine Polizeistaaten sind, die niemals eine 
freie Meinungsäußerung dulden. Dafür sorgt schon die Existenz 
des KGB, deren Ursprung auf die Wetscheka, die OGPU und an­
dere derartige Einrichtungen zurückgeht. 
Unter den zahlreichen Werken, welche sich mit den Methoden der 
sowjetischen Geheimpolizei befassen, steht das neue Buch von 
John Barron an erster Stelle. Der Autor hat in mehrjähriger Arbeit 
dokumentarisches Material ersten Ranges gesammelt, das nicht 
widerlegt werden kann. Es würde viel zu weit führen, diese mei­
sterhafte Darstellung im Einzelnen zu beschreiben. Daher mag es 
genügen, darauf hinzuweisen, daß alle Seiten dieser mächtigen, 
weltweiten Organisation berücksichtigt wurden. Die Schlußfolge­
rungen sind einfach: Eine wahre Entspannung wird es niemals 
geben. Diese Tatsache sollten sich alle vor Augen halten, welche 
an eine bessere Zukunft der Menschheit glauben. Man könnte 
zum Schluß fragen, ob ein Mann von der Bedeutung Ernst Blochs 
unter diesen Umständen noch optimistisch bleibt. 

John Barron, KGB. Arbeit und Organisation der sowjetischen Ge­
heimdienste in Ost und West. Mit einem Beitrag von Alex. Sol­
schenizyn. 518 S. 1974. Scherz Verlag Bern und München. 25 DM. 

Dr. Karl Kindermann 

Plötzlich durfte J. Rector die DDR verlassen 

Flensburg. Am 20. Juni 1975 schrieb der Vorsitzende der Arbeits­
gemeinschaft der Verfolgtenverbände v. Schleswig-Holstein, Leon­
hard Schwarz (Flensburg), dem DDR-Staatsratsvorsitzenden Willi 
Stoph folgenden Brief: 

Herrn Willi Stoph 
Vorsitzender des Staatsrates der Deutschen Demokratischen 
Republik 
102 Berlin, Marx-Engels-Platz 

~ehr geehrter Herr Vorsitzender des Staatsrates! upr 
Im Auftrage der Organisationen, die Sie am Fuße dieses Briefes 
vermerkt finden, hatte ich Ihnen mehrfach geschrieben. Ich hatte 
Sie höflich gebeten, sich der Sorgen eines Joachim Rector, wohn­
haft in Leipzig, Nonnenstraße 46, seiner Frau Dora und der beiden 
kleinen Kinder anzunehmen. 
Ich wiederhole mich, wenn ich erneut vortrage, daß die Familie 
Rector die DDR zu verlassen wünscht, um zumindest vorüberge­
hend die alte, schwerkranke Mutter in der Bundesrepublik Deutsch­
land zu pflegen. Sie haben unsere Eingaben weder beantwortet 
noch beantworten lassen. Statt dessen haben die Schikanen gegen 
die Familie Rector zugenommen. 
Die Ehefrau des Joachim Rector wurde als Lehrerin entlassen. 
Nunmehr soll er zunächst Schulden in Höhe von 1400.- DM Ost 
abtragen, die aus einem Gerichtsverfahren entstanden sind. 
Der Hinweis auf die UNO-Charta der Vereinten Nationen - in die 
die DDR am 18.9.1973 aufgenommen worden ist - hat Sie offen­
bar nicht beeindruckt. Dort ist in Art. 13 Abs. 2 ausgeführt: 
„Jeder Mensch hat das Recht, jedes Land einschließlich seines 
eigenen zu verlassen sowie in sein Land zurückzukehren. 
Dieses Recht räumen Sie Joachim Rector nicht ein. Statt dessen 
belegen die Behörden den Antragsteller mit immer neuen Schika­
nen. Diese Arbeitsgemeinschaft hat mich nunmehr beauftragt, mich 
unter Darlegung des Sachverhaltes an die Vereinten Nationen zu 
wenden. Ich ergänze: 
Während Sie, Herr Vorsitzender des Staatsrates, als Stabsgefreiter 
der Wehrmacht mit dem Eisernen Kreuz ausgezeichnet wurden, 
und in Zeitungen des NS-Regimes als Soldat von Adolf Hitler 
schwärmten (,,Ein Erlebnis von bleibendem Wert war die Geburts-

tagsparade vor dem Führer") ist Joachim Rector von den Natio­
nalsozialisten verfolgt worden. 
Ich sage dies zunächst allein deshalb, weil ich Sie um Verständnis 
dafür bitte, der Ausnahmesituation des Antragstellers entgegen­
zukommen. 
Wir sehen es als eine Pflicht an, einem Angehörigen unseres Pe_r­
sonen.kreises zu helfen. Zudem werden Ihre Organe mit Joachim 
Rector in Zukunft wenig Freude haben. 
Ich- hoffe, wenigstens auf diesen Brief von Ihnen zu hören und ver­
bleibe hochachtungsvoll 

Leonhard Schwarz 

Leonhard Schwarz teilte Willi Stoph in einem weiteren Brief mit, 
daß er den Leidensweg des Joachim Rector in allen Einzelheiten 
publizieren werde. Hiernach überschlugen sich die Ereignisse. Der 
t-'ostverkehr brach zusammen. Leonhard Schwarz hatte mit Joachim 
Rector nur noch „konspirativ" Verbindung. 
Am 17. 7. 1975 wurde Rector dann von Organen der DDR über­
raschend eröffnet, daß ihm die Staatsbürgerschaft der DDR aber­
kannt worden sei und daß er .bis zum 18.7.1975 das Staatsge­
biet der DDR verlassen haben müsse. Noch am 17.7.1975 bestieg 
Rector mit seiner Frau und seinen beiden kleinen Kindern den 
Zug Görlitz-Frankfurt am Main. 
Offensichtlich setzten die Behörden der DDR die der Bundesre­
publik Deutschland nicht von dem Vorgang in Kenntnis. Denn wäh­
rend sich Joachim Rector längst in der Bundesrepublik Deutsch­
land um Wohnung und Arbeit bemüht, schrieb der Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen - an den sich Leonhard Schwarz 
auch gewandt hatte -, ,,daß das Übersiedlungsverfahren in abseh­
barer Zeit befriedigend geregelt werden könnte, und daß er weiter­
hin bemüht bleiben werde, der Familie Rector zu helfen". 
Und auf die Ankündigung von Leonhard Schwarz, wie sein näch­
ster Schritt in Richtung Willi Stoph aussehen würde, wenn Joachim 
Rector nicht die DDR verlassen dürfe, meinter der Bundesmi­
nister für innerdeutsche Beziehungen: 
„Inwieweit allerdings eine Veröffentlichung des Falles in der von 
Ihnen in Aussicht genommenen Weise eine Verzögerung der 
Abwicklungsformalitäten mit sich bringen kann, vermag ich nicht 
vorauszusehen." 

Dieser Sorge ist der Bundesminister enthoben. 

Der gefährdete Rechtsstaat 
Eine Unterhaltung mit führenden Juristen 

von Dr. Karl Kindermann 

Man hat nicht oft Gelegenheit, mit prominenten Juristen über die 
derzeitige rechtsstaatliche Lage zu sprechen. Sie resignieren viel­
fach, wie das auch die Polizei in zunehmendem Maß tut. Wenn 
sie aber einmal ihr Herz ausschütte·n, dann vernimmt man er­
schreckende Din.ge! 
Allgemein herrscht die Meinung vor - und sie wird auch von 
einem sehr großen Teil der Öffentlichkeit geteilt - daß der Baa­
der-Meinhof-Prozeß eine Tragikkomödie ohne Gleichen ist. Nach 
Auffassung beteiligter Richter besteht zwar zur Zeit keine Atten­
tatsgefahr,·w.eil die „Verteidiger'' dafür sorgen, daß das Gerichts­
verfahren· zur··,Schaubühne wird. Aber wenn man einmal soweit ge­
kommen ist, daß ein Urteil bevorsteht, dürfte zur Einschüchterung 
der Justiz damit gerechnet werden müssen. Es kommt den Sym­
pathisanten dieser als Revolutionäre auftretenden Gruppe darauf 
an, um einen Ausspruch Horst Mahlers zu gebrauchen, die Men­
schen zu Gesetzesübertretungen aller Art zu veranlassen. Damit 
glaubt man sie in der Hand zu haben. 
Auf die Frage, warum es bisher nicht möglich ist, Terroristen im 
Ausland durch deutsche Polizeiorgane zu verfolgen, erhält man die 
erstaunliche Antwort, daß Interpol kein Recht hat, solchen Ver­
brechern nachzuspüren, da ihre Tätigkeit sich nur auf rein krimi­
nelle Täter erstrecken darf. Hier klafft eine große Lücke in der 
internationalen Verbrechensbekämpfung, die nur durch Sonder­
abmachungen multilateraler Art überbrückt werden kann. Da muß 
vor allem die kürzlich erlassene Entscheidung der Menschenrechts-



kommission des Europarates in Strasbourg angeführt werden, der­
zutotge die Mitglieder der Baader-Meinhof-Bande nicht als poli­
tische Gefangene anzusehen sind! Vielleicht könnte Interpol nach 
dieser verbindlichen Entscheidung eher in der Lage sein, die 
Tätigkeit deutscher Terroristen im Ausland zu verfolgen. Wenn die 
Gerucnte stimmen, hat a,e Regierung von SLiaJemen die fünf 
tre1geIassenen Anarchisten, da sie kein Land aufnehmen will, zu 
so scnweren Arbetten gezwungen, daß sie es heute vorziehen 
wuraen, in einem deutscnen Getängnis zu leben. 
Diese bisher zu beobachtende ~egunstIgung von Terroristen geht 
außerdem auf altliberale Humanitätsvorstellungen zurück. So hat 
z. B. die Schweiz vor dem Ersten Wettkrieg in Gent eine weltber 

. kannte Terronstenzentrale geduldet und geschützt. Unter der Lei­
tung des an einen Lehnstunl gefesselten Millionärs Gotz fuhren 
stand1g Attentäter nach Rußland und töteten zahlreiche promi­
nente Vertreter des ancien regime. Alle Proteste der Regierung 
halten nichts: Man gewahrte den Terroristen bereitwillig Asyl. 
Zu allen Zeiten stammten diese Desperatos aus gut bürgerlichen 
Kireisen. Sie verließen Eltern und Beruf und lebten im Unter­
grund, starben meist am Galgen und glaubten, für die Befreiung 
vom Zarismus etwas getan zu haben. Sie unterschieden sich 
grundsätzlich von Lenin, der den Individualterror ganz entschie­
den verwarf, dafür aber nach seiner Machtübernahme im Jahre 
1917 den Massenterror der Tscheka einführte. 
Die Strafen für Terrorismus sind nach allgemeiner Meinung viel 
zu milde. Es gibt so schwere Verbrechen, wie z. B. der Mord an 
fünf Polizisten, die nur durch sehr harte Strafen gesühnt werden 
können. Weder Abschreckung noch Vergeltung entsprechen dem 
heutigen l::.mpnnaen, wohl aoer eine Sühne. Es bestent ke in Zwei­
fel daruber, daß manche Staaten ernsthaft die Wiedereinführung 
der Todesstrafe für besonders schwere Verbrechen erwägen, und 
die Weit wird wohl ohne eine solche Maßnahme auf die Dauer 
nicht auskommen, wie man z. B. aus der Schweiz hört. 
Das Attentat auf Präsident Ford wird die öffentliche Meinung 
Amerikas sicher entsprechend beeinflussen. Auch dort mehren 
sich die Stimmen für eine solche Strafe. Es war psychologisch 
durchaus verständl ich, daß nach der Hitlertyrannei die Väter des 
Grunagesetzes die Todesstrafe ausklammerten, aber inzwischen 
sind 30 Jahre vergangen, und die Kriminalität hat nur zugenom­
men. 
Wie depraviert selbst in jüngeren Juristenkreisen die Auffassungen 
sind, mag aus folgendem Beispiel ersichtlich sein. In Karlsruhe 
wurde eine Schülerin auf dem Heimweg von der Schule zum na­
hen Elternhaus überfallen. Sie entging der Vergewaltigung nur 
durch laute Hilferufe. Ihr Vater eilte herbei und schlug d_E;m Ver­
brecher zu Boden, wobei er ihn im Handgemenge erheblich ver­
letzte. Bei· der Verhandlung forderte der Staatsanwalt den Sitt­
lichkeitsverbrecher auf, Anzeige wegen Körperverletzung gegen 
den Vater zu erstatten! 
Die erschrckende Zunahme der Jugendkriminalität ist bekannt. 
So wurden z. B. bei Freudenstadt in einer Nacht 15 Autos schwer 
beschädigt. Man kennt die Täter, aber die Polizei wagt es nicht, 
richtig vorzugehen. Sie muß mit Dienstbeschwerden rechnen. Hier 
gäbe es ein sehr einfaches Mittel, das unsere gesetzgebenden 
Abgeordneten endlich einmal beschließen sollten: Harte Haft mit 
Wasser und Brot und eine Pritsche mit einem Teppich, alle drei 
oder fünf Tage normale Verpflegung. Diese „ Kur" würde besser 
wirken als die Verhängung einer kleinen Geldstrafe. 
Wir können schon heute darauf hinweisen, daß eine große Aktion 
zur Verbrechensbekämpfung in nächster Zeit in der Bundesre­
publik starten wird. Viele Bürger haben erkannt, d_~ß wir auf dem 
Wege zur organisierten Anarchie sind . Diesem Ubel kann man 
wirkungsvoll entgegentreten, ager den ersten Schritt müssen die 
Abgeordneten und die Bundesregierung tun, wenn sie sich nicht 
zu unfreiwilligen Komplizen des Verbrechens machen wollen! 

Am 20. August 1975 verstarb in, Heidelberg im ehr­
würdigen Alter von 90 Jahren unser lieber Kamerad 

Karl· Graser 
Er gehörte in der Weimarer Zeit dem „Reichsbanner" 
an und wurde auch als einer der ersten nach der 
Neugründung wieder Mitglied. 

Mit ihm schied einer der ältesten unseres Bundes 
von uns. Wir werden dem aufrechten Kameraden ein 
treues Andenken bewahren! _ 

Friedrich Funk feierte 70. Geburtstag 
Am 17. August feierte Kamerad Friedrich Funk, in Frankfurt am 
Main langjähriger Ortsvereins-Vorsitzender des Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold, seinen 70. Geburtstag. 
Kamerad Funk stammt aus einer bekannten sozialdemokratischen 
Arbe iterfamilie. Vater Funk und seine drei Söhne waren im Jahre 
1924 Mit,begründer des Reichsbanners in dem damals noch selb­
ständ igen Frankfurter Vorort Fechenheim. Friedrich Funk selbst ge­
hörte sei t seiner Jugend der SAJ, der freien Turnerschaft und 
der Gewerkschaft an. Im Alter von 18 Jahren wurde er Mitglied 
der SPD. Außerdem betätigte er sich aktiv in der Arbeiterwohl­
fahrt , dem Arbeiter-Samariterbund, den Naturfreunden und dem 
Arbeiter-Radfahrerbund „ Solidarität". Als Turner und Reichsban­
nermann nahm er an den Arbeiter-Olympiaden in Frankfurt am 
Main und in Wien teil. 
Während der nationalsozialistischen Terror-Herrschaft kam Fried­
rich Funk wiederholt mit der Gestapo in Berührung, und es 
charakterisiert den unentwegten Streiter für Freiheit und sozialie 
Gerechtigkeit, wenn er, auf seine Erlebnisse während dieser Zeit 
angesprochen, erklärt: ,,Als aktiver Demokrat müßte ich mich 
schämen, wenn ich in diesem Unrechtsstaat nicht wiederholt im 
Gefängnis gesessen hätte! " 
Nach 1945 war Kamerad Funk 17 Jahre lang Erster Vorsitzen­
der des Ortsvereins Frankfurt/M.-Goldstein der SPD und von 
1968 bis 1975 Erster Vorsitzender des Ortsvereins Frankfurt am 
Main des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold. Heute noch gehört 
er dem Vorstand des Landesverbandes Hessen und des Ortsver­
eins Frankfu rt am Main an. 
Für langjährige ehrenamtliche Tätigkeit und beondere Verdiensh 
auf dem kommunalen Gebiet wurde ihm vom Magistrat der 
Stadt Frankfurt am Main die Römerplakette in Bronze und Silbelr 
verliehen . Besonders stolz ist er auf die von Willi Brandt unter­
zeichnete Eh renurkunde der SPD für 50jährige Mitgliedschaft. Auch 
die Gewerkschaft ÖTV und die Arbeiterwohlfahrt ehrte ihn mit 
Urkunden für 50jährige Zugehörigkeit. HeiDi 

Das Bild (aus dem Jahre 1926) zeigt die Schufo-Abteilung de~ 
Reichsbanners Fechenheim. In der Mitte der unteren Reihe Kam. 
Fried rich Funk. 

Kamerad Conrad Lock 65 Jahre 
Am 25. September 1-975 feiert der Schatzmeister unseres Orts­
vereines Frankfurt am Main, Kamerad Conrad Lock seinen 65. Ge­
burtstag. ; ' 
Seine poli tische Laufbahn begann in der Sozialistischen Arbeiter­
jugend. 1930 wurde er Mitglied des Reichsbanners, und im Jah ~e 
1932 t rat er der ~ozialdemokratischen Partei bei. Nach dem Ende 
des „ Dritten Reiches" war er wieder aktiv in der SPD und in 
der Gewerkschaft. Seit der Wiedergründung des Reichsbanners 
ist er einer der eifrigsten Mitarbeiter, und er hat im Vorstand 
des Ortsvereins Frankfurt am Main seit dieser Zeit wertvolle 
Dienste geleistet. 
Wi r gratul ieren ihm herzlich und wünschen, daß ihm seine Schaf­
fenskraft und Arbeitsfreude noch recht lange erhalten bleibt. 
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